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Niederschrift 

über die 42. öffentliche Sitzung 

des Ausschusses für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen 

am Donnerstag, 6. Februar 2020, 16:00 Uhr 

im Sitzungssaal des Magistrats, Rathaus, Kassel 

 

Anwesende:  

 

Mitglieder 

Volker Zeidler, Vorsitzender, SPD 

Dominique Kalb, 1. stellvertretender Vorsitzender, CDU 

Anke Bergmann, Mitglied, SPD 

Hermann Hartig, Mitglied, SPD 

Patrick Hartmann, Mitglied, SPD 

Stefan Kurt Markl, Mitglied, SPD (Vertretung für Wolfgang Decker) 

Anja Möller, Mitglied, SPD (Vertretung für Sascha Gröling) 

Dr. Michael von Rüden, Mitglied, CDU 

Dieter Beig, Mitglied, B90/Grüne 

Dr. Andreas Jürgens, Mitglied, B90/Grüne 

Boris Mijatovic, Mitglied, B90/Grüne 

Steffen Müller, Mitglied, B90/Grüne (Vertretung für Vanessa Gronemann) 

Gerhard Gerlach, Mitglied, AfD 

Michael Werl, Mitglied, AfD 

Mirko Düsterdieck, Mitglied, Kasseler Linke 

Lutz Getzschmann, Mitglied, Kasseler Linke 

Volker Berkhout, Mitglied, Piraten 

 

Teilnehmer mit beratender Stimme 

Chuks-Lewis Samuel-Ehiwario, Vertreter des Ausländerbeirates 

Peter Müller, Vertreter des Seniorenbeirates 

 

Magistrat 

Christian Geselle, Oberbürgermeister, SPD 

Ilona Friedrich, Bürgermeisterin, SPD 

Ulrike Gote, Stadträtin, B90/Grüne 

Christof Nolda, Stadtbaurat, B90/Grüne 

 

Schriftführung 

Thorsten Bork, Hauptamt - Büro der Stadtverordnetenversammlung 

Cenk Yildiz, Hauptamt - Büro der Stadtverordnetenversammlung 

 

Entschuldigt: 

Dirk Stochla, Stadtrat, SPD 

Susanne Völker, Stadträtin, parteilos 

Edith Schneider, Hauptamt 
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Verwaltung und andere Teilnehmer/-innen 

Thomas Bergmann, Revisionsamt 

Wolfram Schäfer, Kämmerei und Steuern 

Stefan Rios, Kämmerei und Steuern 

Dr. Joachim Benedix, Personal-und Organisationsamt  

 

 

Tagesordnung: 

 

1. "Public Money - Public Code" als Grundsatz bei der 

Softwarebeschaffung 

101.18.1330 

2. Kooperation- und Beteiligungsformate bei der 

Digitalisierung in Kassel 

101.18.1392 

3. ÖPNV-Nutzung für Schulen und Kitas vereinfachen 101.18.1395 

4. Beraterverträge der Stadt Kassel 101.18.1407 

5. Prekäre Reinigungsarbeiten im städtischen Auftrag 101.18.1427 

6. Umsetzung des Pflegepersonalstärkungsgesetzes 101.18.1428 

7. Sondernutzung durch Recyclingbehälter 101.18.1438 

8. Einrichtung Klimaschutzrat 101.18.1440 

9. Zweitwohnungssteuer 101.18.1453 

10. Denkmal für die Kasseler Trümmerfrauen 101.18.1476 

11. Digitalisierungspotentiale in den kommunalpolitischen 

Gremien 

101.18.1482 

12. Weitergabe von Meldedaten 101.18.1483 

13. Modellregion für ein 365-Euro-Ticket 101.18.1497 

14. Telefonzellen im Stadtgebiet 101.18.1506 

15. Kombi-Veranstaltungstickets mit ÖPNV-Nutzung 101.18.1507 

16. Prüfauftrag für eine Pflegeplatz-Suche-App z. B. 

"Heimfinder" zum Finden eines freien Heim- bzw. 

Pflegeplatzes in Kassel 

101.18.1521 

17. Gefährdung der Sicherheit der städtischen IT-Systeme durch 

den Hessentrojaner 

101.18.1536 

18. Baumpatenschaften 101.18.1559 

19. Wassergebührenerhöhung zum 01.01.2020 101.18.1566 

20. Förderung von Veranstaltungen 101.18.1586 

 

 

Vorsitzender Zeidler eröffnet die mit der Einladung vom 30. Januar 2020 

ordnungsgemäß einberufene 42. öffentliche Sitzung des Ausschusses für Finanzen, 

Wirtschaft und Grundsatzfragen, begrüßt die Anwesenden und stellt die 

Beschlussfähigkeit fest. 
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Oberbürgermeister Geselle bittet, dass die Tagesordnungspunkte 

4. Beraterverträge der Stadt Kassel  

Anfrage der AfD-Fraktion 

- 101.18.1407 – 

 

19. Wassergebührenerhöhung zum 01.01.2020 

 Anfrage der Fraktion Kasseler Linke 

- 101.18.1566 – 

und 

20. Förderung von Veranstaltungen 

Anfrage der Fraktion Kasseler Linke 

- 101.18.1586 – 

von der heutigen Tagesordnung abgesetzt werden, da für die umfangreichen 

Antworten noch etwas Zeit benötigt wird. Dagegen erhebt sich kein Widerspruch. 

 

Stadtverordneter Düsterdieck, Fraktion Kasseler Linke, fragt an, ob die 

schriftlichen Antworten zu Tagesordnungspunkt 19 und 20 mit der nächsten 

Einladung beigefügt werden. Oberbürgermeister Geselle sagt zu, dies zu prüfen.  

 

Vorsitzender Zeidler stellt die so geänderte Tagesordnung fest.  

 

 

1. "Public Money - Public Code" als Grundsatz bei der Softwarebeschaffung 

Antrag der Fraktion FDP, Freie Wähler und Piraten 

- 101.18.1330 - 

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

Der Magistrat wird gebeten bei der Entwicklung neuer Verfahren im Rahmen 

einer modernen Regierungs- und Verwaltungsarbeit in Kassel als Smart-City 

dem Grundsatz „Public Money, Public Code“ zu folgen und vermehrt Freie 

Software einzusetzen und offene Standards zu verwenden. Open Source, offene 

Standards und freie Software leisten einen wichtigen Beitrag für sichere, stabile, 

interoperable – und auch kostengünstige – Softwarelösungen. Daher soll die 

Stadt verstärkt auf Open Source Software setzen. Auch wenn dies nicht in 

jedem Einzelfall möglich sein sollte, soll in der Regel von der öffentlichen Hand 

finanzierte Software, soweit es geht, als Freie Software auch wieder der 

Allgemeinheit zur Verfügung stehen.  
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Antrag. Den Ausschussmitgliedern liegt ein Änderungsantrag der Fraktion 

B90/Grüne vor, der von Stadtverordneten Müller eingebracht und begründet wird.  

Oberbürgermeister Geselle bezieht zu beiden Anträgen Stellung. 

 

Stadtverordneter Berkhout übernimmt den Änderungsvorschlag und ändert den 

Antrag seiner Fraktion wie folgt.  

 

 Geänderter Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

Der Magistrat wird gebeten zu prüfen, ob es möglich ist bei der Entwicklung 

neuer Verfahren im Rahmen einer modernen Regierungs- und 

Verwaltungsarbeit in Kassel als Smart-City dem Grundsatz „Public Money, 

Public Code“ zu folgen und vermehrt Freie Software einzusetzen und offene 

Standards zu verwenden. Open Source, offene Standards und freie Software 

leisten einen wichtigen Beitrag für sichere, stabile, interoperable – und auch 

kostengünstige – Softwarelösungen. Daher soll geprüft werden, ob die Stadt 

verstärkt auf Open Source Software setzen kann. Auch wenn dies nicht in jedem 

Einzelfall möglich sein sollte, soll in der Regel von der öffentlichen Hand 

finanzierte Software, soweit es geht, als Freie Software auch wieder der 

Allgemeinheit zur Verfügung stehen.  

 

Die Ergebnisse der Prüfung sollen im Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und 

Grundsatzfragen vorgestellt werden.  

 

Oberbürgermeister Geselle sagt ein interfraktionelles Gespräch mit je einem 

Mitglied aus jeder Fraktion zu diesem Thema zu.  

 

Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen fasst bei 

Zustimmung: CDU, B90/Grüne, AfD (1), Kasseler Linke, FDP+FW+Piraten 

Ablehnung: SPD, AfD (1) 

Enthaltung: -- 

den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 

fassen: 
 

Dem geänderten Antrag der Fraktion FDP, Freie Wähler und Piraten betr. "Public 

Money - Public Code" als Grundsatz bei der Softwarebeschaffung, 101.18.1330, 

wird zugestimmt.  
 

Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Hartig 
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2. Kooperation- und Beteiligungsformate bei der Digitalisierung in Kassel 

Anfrage der Fraktion FDP+ Freie Wähler + Piraten 

- 101.18.1392 - 

 

Anfrage 

 

Wir fragen den Magistrat: 

 

1. In welcher Form soll es Bürgerbeteiligungsformate zur Digitalisierung und 

der Digitalisierungsstrategie in Kassel geben? 

2. In welcher Form soll die Digitalisierung in den Gremien der 

Stadtverordnetenversammlung begleitet und diskutiert werden? 

3. Welche Fördermöglichkeiten will die Stadt zur Finanzierung von 

Digitalisierungsprojekten nutzen? 

4. Mit welchen Kommunen will die Stadt bei der Digitalisierung kooperieren 

und mit welchen Kommunen bestehen bereits Kooperationen? 

5. An welchen OpenData- oder Freie-Software-Projekten beteiligt sich die 

Stadt Kassel derzeit? 

6. Welche Beteiligungsmöglichkeiten für Bürger oder Unternehmen gibt es 

daran? 

 

Oberbürgermeister Geselle beantwortet die Anfrage und die Fragen der 

Ausschussmitglieder.  

 

Nach Beantwortung durch Oberbürgermeister Geselle erklärt  

Vorsitzender Zeidler die Anfrage für erledigt. 

 

 

3. ÖPNV-Nutzung für Schulen und Kitas vereinfachen 

Antrag der Fraktion FDP, Freie Wähler und Piraten 

- 101.18.1395 - 

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

Der Magistrat wird aufgefordert eine Rahmen-Vereinbarung mit der KVG zu 

treffen, die Kita-Gruppen städtischer und freier Träger eine unkomplizierte und 

kostengünstige Nutzung der öffentlichen Verkehrsmittel in Kassel ermöglicht. 

 

Stadtverordneter Berkhout, Fraktion FDP, Freie Wähler und Piraten, begründet den 

Antrag. Stadtverordnete Bergmann, SPD-Fraktion, und  

Stadtverordneter Mijatovic, Fraktion B90/Grüne, bringen Änderungsvorschläge ein 

und begründen diese.  



 

Niederschrift über die 42. Sitzung des Ausschusses für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen  

vom 6. Februar 2020 

 

6 von 17 Die Änderungsvorschläge werden von Stadtverordneten Berkhout übernommen, 

und er ändert den Antrag seiner Fraktion wie folgt ab.  

 

 Geänderter Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

Der Magistrat wird gebeten, zu prüfen wie eine Rahmen-Vereinbarung mit der 

KVG zu treffen wäre, die Kita-Gruppen städtischer und freier Träger der 

Jugendhilfe sowie Schulen eine unkomplizierte und kostengünstige Nutzung 

der öffentlichen Verkehrsmittel in Kassel ermöglichen. 

 

Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen fasst bei 

Zustimmung: einstimmig 

Ablehnung: -- 

Enthaltung: -- 

den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 

fassen: 

 

Dem geänderten Antrag der Fraktion FDP, Freie Wähler und Piraten betr. ÖPNV-

Nutzung für Schulen und Kitas vereinfachen, 101.18.1395, wird zugestimmt. 

 

Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Kalb 

 

4. Beraterverträge der Stadt Kassel 

Anfrage der AfD-Fraktion 

- 101.18.1407 - 

 

Abgesetzt 

 

5. Prekäre Reinigungsarbeiten im städtischen Auftrag 

Anfrage der Fraktion Kasseler Linke 

- 101.18.1427 - 

 

Anfrage 

 

Wir fragen den Magistrat: 

 

1. Welche Gebäude in städtischer Hand und von städtischen Betrieben werden 

je in Eigen- und Fremdreinigung gereinigt? 

2. Wie viel Prozent der Flächen werden in Fremdreinigung vergeben?  
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4. Wie viele Beschäftigte reinigen Gebäude für die Stadt? 

5. Nach welchen Kriterien vergibt die Stadt Kassel Reinigungsarbeiten? 

6. Wie haben sich die Kosten für die Fremdreinigung in den letzten 5 Jahren 

entwickelt? 

7. Wie haben sich die Reinigungsintervalle in den letzten 5 Jahren in den 

verschiedenen Bereichen entwickelt?  

8. Im letzten Haushalt heißt es, dass weitere Einsparungen nicht ohne 

Qualitätsminderung vorgenommen werden können und die Anforderungen 

durch Ganztagsbetrieb, Kitas etc. weiter steigen. Welche Schritte wurden 

unternommen, um die Qualität zu sichern und zu überprüfen? 

9. Wie wird die Einhaltung kontrolliert?  

10. Wie steht der Magistrat zu einer Rekommunalisierung in Eigenreinigung? 

11. Was würde eine komplette Rekommunalisierung der Reinigung pro 

Haushaltsjahr kosten? 

 

Stadtverordneter Düsterdieck, Fraktion Kasseler Linke, begründet die Anfrage. 

Stadtbaurat Nolda beantwortet die Anfrage und die sich anschließenden 

Nachfragen der Ausschussmitglieder. Auch sagt er eine schriftliche Antwort mit 

der Niederschrift zu.  

 

Nach Beantwortung durch Stadtbaurat Nolda erklärt Vorsitzender Zeidler die 

Anfrage für erledigt. 

 

 

6. Umsetzung des Pflegepersonalstärkungsgesetzes 

Anfrage der Fraktion Kasseler Linke 

- 101.18.1428 - 

 

Anfrage 

 

Wir fragen den Magistrat: 

 
1. Wie viele zusätzliche Stellen für Pflegekräfte „am Bett“ wurden im Klinikum 

2019 bisher geschaffen? (Bitte nach Standorten aufschlüsseln)  
2. Wurde bereits eine Vereinbarung zwischen dem Betriebsrat und der 

Geschäftsführung / Vorstand nach § 4 Abs. 8 KHEntgG abgeschlossen?  
a. Wenn ja, wie viele zusätzliche Vollzeitstellen sieht diese Vereinbarung 

vor? 
b. Wenn ja, sieht diese Vereinbarung eine Verteilung auf einzelne 

Fachgebiete vor? Wie sieht diese für die einzelnen Fachgebiete aus?  
3. Mit welchen Maßnahmen will der Vorstand des Klinikums den geplanten 

Personalaufbau realisieren?  
4. Wie viele Pflegekräfte würden im Klinikum fehlen, wenn die 

Pflegepersonalbemessungsregelung (Stand 1992) eingeführt würde?  
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Pflegepersonaluntergrenzen-Verordnung im ersten und zweiten  
Quartal 2019? (Bitte nach Standorten, und Fachgebieten aufschlüsseln)?  

6. Bereitet der neue Geschäftsführer Strategien für das Klinikum ohne 
Einschnitte in die tarifliche Bezahlung der Beschäftigten vor? 

 

Oberbürgermeister Geselle sagt eine schriftliche Antwort mit der Niederschrift zu.  

 

Nach Zusage einer schriftlichen Beantwortung der Anfrage durch 

Oberbürgermeister Geselle erklärt Vorsitzender Zeidler die Anfrage für erledigt. 

 

 

7. Sondernutzung durch Recyclingbehälter 

Antrag der Fraktion Kasseler Linke 

- 101.18.1438 - 

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 

 

Recyclingbehälter werden als gebührenpflichtig in die Satzung über die 

Sondernutzung an öffentlichen Straßen im Gebiet der Stadt Kassel und über 

Sondernutzungsgebühren (Sondernutzungs- und 

Sondernutzungsgebührensatzung) aufgenommen. 

 

Die Gebühren pro Behälter und Jahr orientieren sich an den Werten für 

Postkästen und Container. 

 

Der Antrag wird von Stadtverordneten Düsterdieck, Fraktion Kasseler Linke, 

begründet. Im Rahmen der Aussprache zieht Stadtverordneter Düsterdieck den 

Antrag für seine Fraktion zurück.  

 

Der Antrag wurde von Stadtverordneten Düsterdieck, Fraktion Kasseler Linke, 

für die Antrag stellende Fraktion zurückgezogen. 

 

 

8. Einrichtung Klimaschutzrat 

Anfrage der Fraktion Kasseler Linke 

- 101.18.1440 - 

 

Anfrage 

 

Wir fragen den Magistrat: 

 

1. Wann trifft sich der Klimaschutzrat das erste Mal? 



 

Niederschrift über die 42. Sitzung des Ausschusses für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen  

vom 6. Februar 2020 

 

9 von 17 2. Welche Organisationen wurden bereits eingeladen? 

3. An wen können sich Interessierte und Organisationen wenden, die Teil des 

Klimaschutzrats werden wollen? 

4. Wie wird sichergestellt, dass neben ExpertInnen auch zivilgesellschaftliche 

Akteure teilnehmen können? 

 

Stadtbaurat Nolda beantwortet die Anfrage.  

 

Nach Beantwortung durch Stadtbaurat Nolda erklärt Vorsitzender Zeidler die 

Anfrage für erledigt. 

 

 

9. Zweitwohnungssteuer 

Anfrage der Fraktion FDP+ Freie Wähler + Piraten 

- 101.18.1453 - 

 

Anfrage 

 

Wir fragen den Magistrat: 

 

1. Wie hoch waren die jährlichen Einnahmen für die Stadt Kassel durch die 

Zweitwohnungssteuer seit 2010? 

2. Wie hoch waren in den jeweiligen Jahren der höchste Einzelbetrag, was der 

niedrigste Einzelbetrag? 

3. Ist bekannt, wie sich die Zweitwohnungssteuer bei den Zahlungspflichtigen 

auf Alters- und Berufsgruppen verteilt und wenn ja, wie sieht diese 

Verteilung aus? 

4. Wie hoch ist der jährliche Verwaltungsaufwand, personell und finanziell, für 

die Erhebung der Zweitwohnungssteuer? 

5. Wäre es rechtlich zulässig, einzelne Gruppen wie beispielsweise Studenten, 

von der Zahlung der Zweitwohnungssteuer zu befreien?  

 

Oberbürgermeister Geselle beantwortet die Anfrage und sagt eine schriftliche 

Antwort mit der Niederschrift zu.  

 

Stadtverordneter Getzschmann, Fraktion Kasseler Linke, möchte wissen, wieviel 

Personen eine Zweitwohnungssteuer erbringen müssen.  

Oberbürgermeister Geselle sagt zu, die Antwort schriftlich nachzureichen.  

 

Nach Beantwortung durch Oberbürgermeister Geselle erklärt  

Vorsitzender Zeidler die Anfrage für erledigt. 
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Antrag der AfD-Fraktion 

- 101.18.1476 - 

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 

 

Der Magistrat wird beauftragt, in geeigneter Weise dauerhaft an die Kasseler 

Trümmerfrauen zu erinnern, z. B. in Form eines Denkmals. 

 

Stadtverordneter Werl, AfD-Fraktion, begründet den Antrag.  

 

Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen fasst bei 

Zustimmung: AfD 

Ablehnung: SPD, CDU, B90/Grüne, Kasseler Linke, FDP+FW+Piraten 

Enthaltung: -- 

den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 

fassen: 

 

Der Antrag der AfD-Fraktion betr. Denkmal für die Kasseler Trümmerfrauen, 

101.18.1476, wird abgelehnt.  

 

Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Mijatovic 

 

 

11. Digitalisierungspotentiale in den kommunalpolitischen Gremien 

Anfrage der Fraktion FDP+ Freie Wähler + Piraten 

- 101.18.1482 - 

 

Anfrage 

 

Wir fragen den Magistrat: 

 

1. Wie hoch war der jährliche Papierverbrauch der Stadt Kassel in den  

Jahren 2018 und 2017 und welche Kosten sind dadurch entstanden? 

2. Wie viele Briefsendungen wurden 2018 versendet? 

3. Wie viele Paketsendungen wurden 2018 versendet? 

4. Wie hoch waren die entsprechenden Portokosten?  

5. Wie viele Besucher (unique visitors) hatte das „Politisches 

Informationssystem“ der Stadt in den Jahren 2017 und 2018? 
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Anwendungen (iRICH, An-RICH, WindRich) den Bürgerinnen und Bürgern zur 

Verfügung zu stellen? 

7. Wie viele Mandatsträger nutzen die RICH-Anwendungen (iRICH, An-RICH, 

WindRich) für Mandatsträger? 

8. Für wie viele Mandatsträger sind dem Büro der 

Stadtverordnetenversammlung keine E-Mail-Adressen bekannt? 

9. Gibt es Informationen, die den Mandatsträgern nicht digital zur Verfügung 

gestellt werden können und wenn ja, welche? 

10. Wann wird der Magistrat den Einsatz der RICH-Anwendungen evaluieren? 

11. Welche weiteren Schritte plant der Magistrat zur Optimierung und 

Digitalisierung der Abläufe der Stadtverordnetenversammlung und der 

Ortsbeiräte sowie für den Dialog mit den Bürgerinnen und Bürgern? 

12. Welche Verbesserungen hinsichtlich Kosteneffizienz und 

Klimaschutzeffekten hält der Magistrat für möglich? 

 

Oberbürgermeister Geselle beantwortet die Anfrage und die Fragen der 

Ausschussmitglieder. Er sagt eine schriftliche Antwort mit der Niederschrift zu.  

 

Nach Beantwortung durch Oberbürgermeister Geselle erklärt  

Vorsitzender Zeidler die Anfrage für erledigt. 

 

 

12. Weitergabe von Meldedaten 

Anfrage der Fraktion FDP+ Freie Wähler + Piraten 

- 101.18.1483 - 

 

Anfrage 

 

Wir fragen den Magistrat: 

 

1. Wie viele Datensätze mit Adressdaten von Privatpersonen haben die Kasseler 

Meldebehörden in den Jahren 2018 und 2019 bis heute herausgegeben?  

2. Wer hat die Meldedaten angefragt? 

3. An wen übermittelt die Stadt Daten unaufgefordert und auf Basis welcher 

Gesetze geschieht das? 

4. An welche Einrichtungen/Institutionen etc. wurden die Datensätze 

herausgegeben? 

5. Welche Daten waren in diesen Datensätzen enthalten 

6. Ist der Verwendungszweck (z.B. Werbezwecke) der Daten bekannt? 

7. In welchen Fällen wird und wurde einer Herausgabe von Daten nicht 

stattgegeben? 

8. Welche Kosten entstehen der Verwaltung durch die Herausgabe der Daten 

und welche Einnahmen erzielt die Stadt damit?  
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viele haben einer Weitergabe ihrer Daten widersprochen? 

 

Bürgermeisterin Friedrich sagt eine schriftliche Antwort mit der Niederschrift zu.  

 

Nach Zusage einer schriftlichen Beantwortung der Anfrage durch 

Bürgermeisterin Friedrich erklärt Vorsitzender Zeidler die Anfrage für erledigt. 

 

 

13. Modellregion für ein 365-Euro-Ticket 

Antrag der Fraktion FDP, Freie Wähler und Piraten 

- 101.18.1497 - 

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 

 

Der Magistrat wird aufgefordert, sich im Rahmen es von der Bundesregierung 

vorgelegten Klimaschutzprogramms als Modellregion für ein 365-Euro-Ticket 

zu bewerben. Sofern möglich, soll dies gemeinsam mit dem Landkreis Kassel 

geschehen, um in der gesamten Region Kassel den ÖPNV attraktiver zu machen.  

 

Der Antrag wird von Stadtverordneten Berkhout, Fraktion FDP, Freie Wähler und 

Piraten begründet. Oberbürgermeister Geselle bezieht dazu Stellung. 

 

Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen fasst bei 

Zustimmung: Kasseler Linke, FDP+FW+Piraten 

Ablehnung: SPD, CDU, B90/Grüne 

Enthaltung: AfD 

den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 

fassen: 

 

Der Antrag der Fraktion FDP, Freie Wähler und Piraten betr. Modellregion für ein 

365-Euro-Ticket, 101.18.1497, wird abgelehnt.  

 

Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Werl 
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Anfrage 

 

Wir fragen den Magistrat: 

 

1. Wie viele Telefonzellen gibt es im Stadtgebiet? 

2. Wie hat sich die Zahl der Telefonzellen in den letzten drei Jahren entwickelt? 

3. Welche Entwicklung der erwartet der Magistrat für die Zukunft? 

4. Sollte aus Sicht des Magistrats eine Mindestanzahl an öffentlichen 

Fernsprechern in der Stadt erhalten bleiben? 

5. Wie bewertet der Magistrat die Möglichkeit Telefonzellen als Zeugnisse des 

Wandels von der Industrie- zu Informationsgesellschaft unter 

Denkmalschutz zu stellen? 

6. Welche Maßnahmen sind der Stadt bekannt, um Telefonzellen und die dort 

vorhandende Infrastruktur umzunutzen? 

7. Gibt es hinsichtlich der Weiterentwicklung der Telefonzellen-Standorte 

Gespräche mit der Deutschen Telekom? Wenn ja, mit welchem Inhalt? 

 

Stadtbaurat Nolda beantwortet die Anfrage und die Fragen der 

Ausschussmitglieder.  

 

Nach Beantwortung durch Stadtbaurat Nolda erklärt Vorsitzender Zeidler die 

Anfrage für erledigt. 

 

 

15. Kombi-Veranstaltungstickets mit ÖPNV-Nutzung 

Antrag der Fraktion FDP, Freie Wähler und Piraten 

- 101.18.1507 - 

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 

 

Der Magistrat wird aufgefordert mit der KVG und Anbietern von Kultur-,  

Sport-, Tagungs- und anderen Veranstaltungen eine Vereinbarung zu schließen, 

nach der Veranstaltungs-tickets zur Anreise zur Veranstaltung mit dem 

öffentlichen Nahverkehr berechtigen. 

 

Stadtverordneter Berkhout, Fraktion FDP, Freie Wähler und Piraten, begründet den 

Antrag.  
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Zustimmung: AfD, FDP+FW+Piraten 

Ablehnung: SPD, CDU, B90/Grüne 

Enthaltung: Kasseler Linke  

den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 

fassen: 

 

Der Antrag der Fraktion FDP, Freie Wähler und Piraten betr. Kombi-

Veranstaltungstickets mit ÖPNV-Nutzung, 101.18.1507, wird abgelehnt.  

 

Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Getzschmann 

 

16. Prüfauftrag für eine Pflegeplatz-Suche-App z. B. "Heimfinder" zum Finden 

eines freien Heim- bzw. Pflegeplatzes in Kassel 

Antrag der AfD-Fraktion 

- 101.18.1521 - 

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 

 

Der Magistrat wird beauftragt, die Einführung einer „Heimfinder-App“ zu 

prüfen. Diese soll eine Übersichtskarte für eine Umkreissuche, die Kontaktdaten 

und Internetadressen von Pflege- und Seniorenheimen sowie eine Anzeige von 

verfügbaren Plätzen in Kurzzeit- oder Langzeitpflege tagesaktuell enthalten. 

Auch Angebote der ambulanten Pflege oder Tagespflegeeinrichtungen sollen 

erfasst sein. Nutzern soll der Pflegefinder über die Homepage der Stadt Kassel 

und als kostenlose App über den App-Store für iOS-Geräte sowie bei Google-

Play für Android-Geräte zugänglich sein. Die Kosten sind in dem zuständigen 

Ausschuss sowie in der Stadtverordnetenversammlung zu benennen. 

Gleichzeitig ist zu prüfen, ob eine bereits vorhandene App wie bspw. die der 

Städte Neuss oder Hamburg zur Verwendung kommen kann. 

 

Stadtverordneter Werl, AfD-Fraktion, begründet den Antrag.  

Bürgermeisterin Friedrich bezieht dazu Stellung.  

 

Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen fasst bei 

Zustimmung: AfD 

Ablehnung: SPD, CDU, B90/Grüne, Kasseler Linke, FDP+FW+Piraten 

Enthaltung: -- 

den  
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Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 

fassen: 

 

Der Antrag der AfD-Fraktion betr. Prüfauftrag für eine Pflegeplatz-Suche-App  

z. B. "Heimfinder" zum Finden eines freien Heim- bzw. Pflegeplatzes in Kassel, 

101.18.1521, wird abgelehnt. 

 

Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Berkhout 

 

 

17. Gefährdung der Sicherheit der städtischen IT-Systeme durch den 

Hessentrojaner 

Anfrage der Fraktion FDP+ Freie Wähler + Piraten 

- 101.18.1536 - 

 

Anfrage 

 

Wir fragen den Magistrat: 

 

1. In welchen städtischen Netzwerken werden schützenswerte 

personenbezogene Daten und Daten besonderer Kategorien 

personenbezogener Daten (Art. 9 DSGVO (1)) der Kasseler Bürger gehalten? 

2. Wie viele Endgeräte (Desktop-PCs, Notebooks, Tablets, Mobiltelefone) sind 

mit diesen Netzwerken und dem Internet verbunden? 

3. Welche dieser Endgeräte können potentiell durch den Hessentrojaner 

infiziert werden? 

4. Welche dieser Endgeräte können mit anderer Schadsoftware, die dieselben 

Sicherheitslücken ausnützt wie der Hessentrojaner infiziert werden? 

5. Kann der Magistrat ausschließen, dass diese Endgeräte über die bestehenden 

Sicherheitslücken durch andere Angreifer infiziert und ausgespäht werden, 

so dass es zu einem Datenmissbrauch kommen kann? 

6. Hat die Stadt bei der Landesregierung Informationen zur Schließung der 

Sicherheitslücken angefragt? Wenn ja, wie lautete die Antwort? 

7. Welche Schutzmaßnahmen hat die Stadt gegen die Infizierung ihrer Geräte 

mit Schadsoftware, die dieselbe Sicherheitslücke nutzt, getroffen?  

8. Wie gewährleistet die Stadt Kassel angesichts bekannter, bestehender 

Sicherheitslücken den Schutz besonders schützenswerter 

personenbezogener Daten? 

 

Stadtverordneter Berkhout, Fraktion FDP, Freie Wähler und Piraten, begründet die 

Anfrage. Oberbürgermeister Geselle beantwortet die Anfrage und die Nachfragen 

der Ausschussmitglieder.  
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Nach Beantwortung durch Oberbürgermeister Geselle erklärt  

Vorsitzender Zeidler die Anfrage für erledigt. 

 

 

18. Baumpatenschaften 

Antrag der Fraktion FDP, Freie Wähler und Piraten 

- 101.18.1559 - 

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

Der Magistrat wird aufgefordert, die Möglichkeiten für die Schaffung eines 

Baumpatenschaften-Programms, bei dem Bürgerinnen und Bürger sowie 

Unternehmen, Vereine, Verbände und ähnliche Einrichtungen durch Spenden 

neue Baumpflanzungen im Gebiet der Stadt Kassel finanzieren können, zu 

prüfen.  Hierbei würde die Stadt Kassel lediglich die notwendigen Flächen zur 

Verfügung stellen. Die Kosten für Pflanzung und Pflege der Bäume würde dann 

aus diesem Patenschaftsprogramm finanziert werden.  

 

Der Antrag wird von Stadtverordneten Berkhout, Fraktion FDP, Freie Wähler und 

Piraten, begründet.  

 

Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen fasst bei 

Zustimmung: einstimmig 

Ablehnung: -- 

Enthaltung: -- 

den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 

fassen: 

 

Dem Antrag der Fraktion FDP, Freie Wähler und Piraten betr. Baumpatenschaften, 

101.18.1559, wird zugestimmt.  

 

Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Hartmann 
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Anfrage der Fraktion Kasseler Linke 

- 101.18.1566 - 

 

Abgesetzt 

 

 

20. Förderung von Veranstaltungen 

Anfrage der Fraktion Kasseler Linke 

- 101.18.1586 - 

 

 

Abgesetzt 

 

 

 

 

Ende der Sitzung: 18:13 Uhr 

 

 

 

 

 

Volker Zeidler Cenk Yildiz 

Vorsitzender Schriftführer  
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